
Satzung über die Durchführung regelmäßiger 

Kommunalstatistiken zur Erhebung von Mietwerten 

in der Landeshauptstadt Magdeburg 

(Mietwerterhebungssatzung) 

 

 

Auf Grund der §§ 5 und 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 der Kommunalverfassung des Landes Sachsen- 
Anhalt vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 

2025 (GVBl. LSA S. 410) sowie der §§ 6 und 7 Landesstatistikgesetz Sachsen-Anhalt (StatG- 
LSA) vom 18. Mai 1995 (GVBl. LSA S. 130) zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom  
18. Februar 2020 (GVBl. LSA S. 25), sowie auf Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuches 

(BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S.  
738), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 163), 

dem Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2494; 1997 I S. 1061), zuletzt geändert durch Artikel 2 des  
Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323), der Verordnung über den Inhalt und 

das Verfahren zur Erstellung und zur Anpassung von Mietspiegeln sowie zur Konkretisierung 

der Grundsätze für qualifizierte Mietspiegel (Mietspiegelverordnung-MsV) vom 28. Oktober 

2021 (BGBl. I S. 4779) und dem Mietspiegelzuständigkeitsgesetz Sachsen-Anhalt vom 03. Juli  
2023 (GVBl. LSA S. 364) hat der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg in seiner Sitzung 

am 22.01.2026 folgende Satzung über die Durchführung regelmäßiger Kommunalstatistiken zur 

Erhebung von Mietwerten beschlossen:  

 

§ 1 Art und Zweck der Erhebung von Mietwerten  

(1) Die Landeshauptstadt Magdeburg führt eine regelmäßige standardisierte Umfrage zur 

Erhebung von Mietwerten und mietwertrelevanten Merkmalen von Wohnungen auf Basis einer 

Zufallsstichprobe durch. 

(2) Die Datenerhebung und –verarbeitung erfolgt durch das Amt für Statistik, Wahlen und 

Digitalisierung unter Einhaltung der Vorgaben des Statistikgesetzes Sachsen-Anhalt (StatG-

LSA §§ 6-7). Für die Durchführung einer Mietwerterhebung nach dieser Satzung sind jeweils 

die Anforderungen des Landesstatistikgesetzes Sachsen-Anhalt und des Datenschutz-

Grundverordnungs-Ausfüllungsgesetzes Sachsen-Anhalt (DSAG LSA) zu beachten. 

(3) Die Befragungen sind online, postalisch und in Ausnahmefällen auch telefonisch möglich 

bzw. Face-To-Face durchzuführen. Die zu erhebenden Daten können der Erhebungsstelle in 

elektronischer Form übermittelt werden.  

(4) Für die Befragung gilt eine Auskunftspflicht gemäß Artikel 238 § 2 Absatz 2 EGBGB für 

Vermietende und Mietende von Wohnraum. 
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(5) Wesentlicher Zweck der Erhebung ist die Erstellung eines qualifizierten Mietspiegels für die 

Landeshauptstadt Magdeburg. Weitere Anwendungszwecke umfassen:  

1. Die Anfertigung von Übersichten über die Angemessenheit von Aufwendungen für eine 

Unterkunft im Sinne der Sozialgesetzbücher II und XI. Die dafür notwendigen Daten 

dürfen der nach Landesrecht zuständigen Behörde zur weiteren Verarbeitung 

überlassen werden (§ 22 Absatz 11 und 12 SGB II). 

2. Ein Wohnungsmarktmonitoring, welches Grundlagen für wohnungs- und 

stadtentwicklungspolitische Entscheidungen liefert sowie zur Information von Politik und 

Bürgern dient,  

3. Weitere Verwendung der erhobenen Daten von Dritten in anonymisierter Form sind zu 

wissenschaftlichen Forschungszwecken möglich. Die Anonymisierung ist durch das Amt 

für Statistik, Wahlen und Digitalisierung durchzuführen. Über die Verwendung der Daten 

ist eine Kooperationsvereinbarung zur Datennutzung zu schließen. Es gelten die 

Vorschriften zur Übermittlung von Einzelangaben gemäß § 15 Absatz 4 bis 7 StatG-LSA. 

Die Weiterverarbeitung der erhobenen Mietdaten im Sinne Satz 2 Nr. 1 ist gemäß Art. 238 § 2 

Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, d und e EGBGB nur für folgende Erhebungsmerkmale 

zulässig: Beginn des Mietverhältnisses, die Art der Miete, die Miethöhe sowie Informationen zur 

Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage des vermieteten Wohnraums – einschließlich 

seiner energetischen Eigenschaften.  

Für Zwecke gem. Satz 2 Nr. 2 bis 3 dürfen den zuständigen Stellen nur anonymisierte Daten 

bereitgestellt werden. Ziel der Anonymisierung ist, dass die Zuordnung zu einer natürlichen 

Person, einem Haushalt oder einer einzelnen Wohnung nicht oder nur mit einem 

unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft möglich ist. Hergestellt 

werden kann die Anonymisierung z. B. durch die Vergröberung der Georeferenz auf eine 

hinreichend große Gebietseinheit, der statistischen Überlagerung von nummerischen Angaben 

(Kaltmiete, Betriebskosten, Wohnflächen) und Datumsangaben (Beginn des Mietverhältnisses, 

Zeitpunkt der letztmaligen Mietpreisanpassung) sowie der Zusammenfassung von verschieden 

Ausstattungsmerkmalen in Ausstattungskategorien. 

 

§ 2 Befragungseinheiten, Befragte und Stichprobenauswahl 

(1) Befragungseinheiten sind Wohnungen in Mehr- und Einfamilienhäusern.  

(2) Die Mindesthöhe der Ergebnisstichprobe (Nettostichproben) richtet sich nach § 11 

Mietspiegelverordnung-MsV. Aufgrund fehlender objektiver Daten über Mietverhältnisse im 

Wohnungsbestand werden in der Bruttostichprobe entsprechend mehr Wohnungen gezogen, 

um das Erreichen des Mindeststichprobenumfangs abzusichern und eine entsprechend 

qualitativ hochwertige Auswertung zu ermöglichen. 

(3) Die für die Erhebung relevanten Wohnungen werden in Abhängigkeit der vorliegenden 

Daten per Zufall auf Grundlage des Einwohnermelderegisters unter der volljährigen 

wohnberechtigten Bevölkerung (Haushaltsvertreter) gezogen. Die Grundgesamtheit zur 

Zufallsauswahl ist um Wohnhaushalte zu reduzieren, bei denen selbst bewohntes 

Wohneigentum mit hoher Sicherheit angenommen werden kann. 
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(4) Gemäß Artikel 238 § 2 Absatz 2 EGBGB werden zu Auskunft verpflichtete Vermietende und 

Mietende von Wohnraum befragt. Die Befragten können die Auskunft einem anderen 

Angehörigen des Haushaltes oder einer anderen sachkundigen Person des Vertrauens 

übertragen, hierzu gehören auch explizit mit der Verwaltung des Wohneigentums beauftragte 

Dienstleister, wie z. B. Wohnungsverwaltungen.  

(5) Die Identifizierung der Wohnung für die Befragten erfolgt unter Angabe des Namens und der 

Meldeadresse des entsprechenden § 2 Absatzes (3) zufällig gezogenen Haushaltvertreters. 

1. Bei einer Befragung der Mietenden werden die Angaben zusätzlich zur Kontaktaufnahme 

und Identifizierung der Befragten genutzt. Bei der Befragung von Vermietenden werden 

zusätzlich die bei der Verwaltung der Grundsteuer bekannt gewordenen Eigentümer und 

Eigentümerinnen ermittelt. Eine Zuordnung der Wohnung erfolgt über die Objektadresse. 

Die Informationen zum Wohnungsgeber aus dem Einwohnermelderegister können 

unterstützend herangezogen werden. 

2. Sofern der Eigentümer oder die Eigentümerin nicht eindeutig über die oben genannten 

Datenquellen feststellbar ist, wird zunächst der Mieterhaushalt zu dem Namen und der 

Anschrift des Vermieters befragt.  

(6) Inwiefern und in welchen Umfang nach Absatz (4) Vermietende und / oder Mietende befragt 

werden, wird mit jeder Erhebung neu unter Einbeziehung des Arbeitskreis Mietspiegel 

entschieden. Eine zusätzliche Befragung der Mietenden ist voraussichtlich nur bei einer 

hauptsächlichen Befragung von Eigentümern und Eigentümerinnen vorgesehen. Dabei können 

parallel bis zu 1000 zufällig ausgewählte Mieterhaushalte aus der Gesamtheit der aus §2 (2) 

gezogenen Stichprobe gezogen werden. Diese Stichprobe dient der Plausibilisierung und der 

Sicherung der Datenqualität. 

 

§ 3 Periodizität, Berichtszeitraum und Berichtszeitpunkt 

Die Datenerhebung kann alle zwei Jahre durchgeführt werden und erfolgt stichtagsbezogen. 

Der Berichtszeitpunkt (Stichtag der Datenerhebung) wird vom Amt für Statistik, Wahlen und 

Digitalisierung der Landeshauptstadt Magdeburg festgelegt.  

Die Folgeerhebung findet maximal 4 Jahre nach Stichtag der letzten Erhebung statt. Der 

Stichtag der Erhebung wird den zu Befragenden bei der Unterrichtung gemäß § 7 mitgeteilt. 

 

§ 4 Erhebungsmerkmale 

(1) Die Erhebungsmerkmale bei der Erstellung und Anpassung des qualifizierten 

Mietspiegels können die in Art. 238 § 1 Abs. 5 Nr. 1, 2 und § 2 Abs. 1 sowie Abs. 2 Nr. 1 

EGBGB genannten Angaben sein. 

(2) Zur Erstellung von Mietspiegeln können Angaben gemäß Abs. 1 aus anderen 

Datenquellen über die Hilfsmerkmale Straße und Hausnummer bestimmt und 

herangezogen werden, wenn  

1. diese Angaben allgemein zugänglich sind oder sie veröffentlicht werden durften und  

2. eine Erhebung bei den zu Befragenden unverhältnismäßig oder unmöglich ist.  
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Die zu Befragenden sind bei der Unterrichtung nach § 7 über den Inhalt und die 

Verwendung dieser Angaben schriftlich zu informieren, um eine transparente 

Verarbeitung zu gewährleisten. 

 

§ 5 Hilfsmerkmale  

(1) Als Hilfsmerkmale werden die in Art. 238 § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 Nr. 2 EGBGB 

genannten Angaben (Familienname, Vornamen unter Kennzeichnung des 

gebräuchlichen Vornamens, derzeitige Anschrift, Einzugsdaten, Namen und Anschriften 

der Wohnungsgeber) verarbeitet. Daneben wird ein Ordnungsmerkmal vergeben. Das 

Ordnungsmerkmal dient als Zugangscode für das Ausfüllen des Fragebogens im 

Internet sowie zusammen mit den anderen Hilfsmerkmalen zur Registrierung des 

Rücklaufs, um Doppelerfassung zu vermeiden.  

(2) Die Hilfsmerkmale können unter Nutzung von Sekundärdaten für die erforderliche 

Ermittlung von Lagemerkmalen gemäß § 4 Abs. 2 dieser Satzung verwendet werden.  

(3) Die Löschfristen für diese Hilfsmerkmale und die Trennung von Hilfs- und 

Erhebungsmerkmalen richten sich nach Art. 238 § 1 Abs. 4 und 5 S. 2 EGBGB. 

 

§ 6 Auskunftspflicht 

(1) Die Auskunftserteilung ist gem. Art. 238 § 2 EGBGB verpflichtend. Die Auskunftspflicht 

besteht auch gegenüber der Stelle, die von der nach Landesrecht zuständigen Behörde 

mit der Erstellung oder Anpassung eines qualifizierten Mietspiegels beauftragt wurde.  

(2) Auskunftspflichtig ist der Adressat des Ankündigungsschreibens (der Eigentümer oder 

die Eigentümerin, der Mieter oder die Mieterin). Die Auskunftspflicht ist nicht 

übertragbar. Mit einer rechtzeitigen, richtigen und vollständigen Auskunftserteilung durch 

einen Haushaltsangehörigen oder durch eine andere Person des Vertrauens bzw. durch 

eine Immobilienverwaltung gelten die Auskunftspflichten der Mietenden bzw. 

Vermietenden oder Eigentümer als erfüllt. Eine fehlende, eine nicht rechtzeitige, eine 

nicht richtige oder eine nicht vollständige Auskunft kann mit einer Geldbuße geahndet 

werden. 

 

§ 7 Unterrichtung 

(1) Die zu Befragenden erhalten vor Beginn der Erhebung ein Ankündigungsschreiben 

sowie Informationsmaterial.  

(2) Im Ankündigungsschreiben ist insbesondere auf die Auskunftspflicht gem. § 6 dieser 
Satzung hinzuweisen.  

(3) Durch das Informationsmaterial sind die zu Befragenden schriftlich gemäß § 16 
Statistikgesetz Sachsen-Anhalt (StatG-LSA) sowie Art. 13 DSGVO zu unterrichten. 
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§ 8 Kosten 

Die Kosten der standardisierten repräsentativen Umfragen nach § 1 Abs. 1 werden durch das 
Amt für Statistik, Wahlen und Digitalisierung getragen. Der Ausgleich der Mehraufwände, 
welche durch die Mietspiegelerstellung entstehen, werden gemäß § 2 Mietspiegelzuständig-
keitsgesetz Sachsen-Anhalt (MietspiegelZuG LSA) beim Land Sachsen-Anhalt beantragt. 
 
 

§ 9 Veröffentlichung 

Der qualifizierte Mietspiegel und seine Dokumentation sind kostenfrei im Internet zu 

veröffentlichen. Für die Abgabe in gedruckter Form können angemessene Entgelte verlangt 

werden.  

 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 5 Kommunalverfassungsgesetz LSA handelt,  

wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 6 eine Auskunft nicht, nicht rechtzeitig, nicht 

richtig oder nicht vollständig erteilt.  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet 

werden.  

(3) Art. 238 § 4 EGBGB gilt entsprechend. 

 

§ 11 In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten 

(1)  Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung über die Durchführung regelmäßiger 

Kommunalstatistiken zur Erhebung von Mietwerten in der Landeshauptstadt Magdeburg 

(Mietwerterhebungssatzung) vom 12. Dezember 2022 (veröffentlicht im Amtsblatt für die 

Landeshauptstadt Magdeburg Nr. 35 vom 23. Dezember 2022 S. 537) in der Fassung 

der Ersten Änderungssatzung vom 21. März 2023 (veröffentlicht im Amtsblatt für die 

Landeshauptstadt Magdeburg Nr. 8 vom 31. März 2023, Seite 130) außer Kraft. 
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Ausfertigungsvermerk 

Diese Ausfertigung der vorstehenden Satzung und ihrer Anlagen wird zum Zwecke der 

Veröffentlichung erteilt. Die Übereinstimmung des Satzungstextes mit dem Willen des 

Stadtrates der Landeshauptstadt Magdeburg sowie die Einhaltung des gesetzlich 

vorgeschriebenen Satzungsverfahrens wird bestätigt“. 

Magdeburg, den 11. Februar 2026  
 
 
gez. 
Simone Borris  Landeshauptstadt Magdeburg  
Oberbürgermeisterin  Dienstsiegel  
 
 
 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht.  
 
Magdeburg, den 11. Februar 2026 
 
 
gez. 
Simone Borris  Landeshauptstadt Magdeburg  
Oberbürgermeisterin  Dienstsiegel 
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